
N i e d e r s c h r i f t 

 
 

über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim 
am 
 

Mittwoch, 24. Juni 2020 
 
 

im Bürgersaal Wiernsheim. 
 
Der Vorsitzendende eröffnet die Sitzung und begrüßt die erschienenen Bürger, 
Vertreter der Presse und natürlich die Gremiumsmitglieder herzlich und stellt fest, 
dass die Sitzungsunterlagen dem Gremium rechtzeitig zugegangen sind. Er weist auf 
die Maskenpflicht im Bürgersaal hin. 
 



 

TOP 1 Bebauungsplanverfahren und Verfahren zu den Örtlichen 
Bauvorschriften „Seite“  
- Behandlung der im Rahmen der frühzeitigen Unterrichtung der 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) und der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf eingegangenen Stellungnahmen  
- Sachstand Entwicklung des Gebiets „Seite“ (Einzelhandel) 

 
BM Oehler verweist auf die Drucksache sowie die Anlage 1 zur Drucksache, die 
aufgrund des Umfangs per Mail zugeschickt wurde und übergibt nach einer 
Einführung das Wort an Architektin Nina Seitz des Büro Baldauf. 
 
Frau Seitz erklärt anhand einer Powerpoint-Präsentation die Einwendungen, die 
seitens der Öffentlichkeit vorgebracht wurden. 
 
GRin Sadler-Glos möchte wissen, wann die Entwürfe des Bebauungsplans dem 
Gremium vorgestellt werden. 
 
BM Oehler informiert, dass diese Vorstellung an der Gemeinderatssitzung am 
29.07.2020 stattfinden soll. 
 
GR Blessing äußert Zweifel zu dem angesprochenen Beeinträchtigungsgebot, da der 
Ortskern dadurch negativ beeinflusst würde. Er finde die Rechenmodelle nicht 
nachvollziehbar, weshalb er nochmals um Erklärung durch die Firma imakomm 
Akademie GmbH bittet. 
 
BM Oehler erwidert, dass das Regierungspräsidium sowie der Regionalverband und 
das Landratsamt das Gutachten akzeptiert haben und dass ein Vertrag zwischen 
Wiernsheim und Mönsheim bestehe, die beide das Recht auf einen Drogeriestandort 
haben. 
 
Frau Seitz ergänzt, dass das Gutachten in Abstimmung mit dem 
Regierungspräsidium erstellt wurde. 
 
GR Hudak geht auf das Lärmschutzgutachten ein, welches aufgrund der 
angrenzenden Wohngebiete Priorität haben solle. 
 
Frau Seitz erklärt, dass ein Lärmschutzwall nicht im Geltungsbereich liege und auf 
ein Schallschutzgutachten gewartet wird, welches hauptsächlich passive 
Maßnahmen wie beispielsweise die Einhausung der Anlieferungsräume vorsehe. 
 
BM Oehler versteht die Aussage des GR Hudak und sichert zu, dass die 
angrenzenden Bürgerinnen und Bürger von dem aufkommenden Lärm geschützt 
werden sollen. 
 
GRin Flattich äußert, dass die Gasleitung nur minimal verlegt werden soll und 
möchte wissen, wie die dadurch entstehenden Mehrkosten gerechtfertigt werden. 
 
BM Oehler erläutert, dass diese Kosten in die Erschließungskosten einfließen und 
dass mehrere Möglichkeiten bestehen, diese Kosten auf den Käufer umzulegen. 
 



 

GRin Flattich möchte weiter wissen, ob die Bewerber an dem Einzelhandelsstandort 
trotz Verlegung der Gasleitung weiterhin Interesse haben. 
 
BM Oehler bejaht dies. 
 
GR Blessing hat aufgrund der entstehenden Mehrkosten Zweifel an dem Standort 
„Seite“. 
 
BM Oehler erwidert, dass der Standort aufgrund seiner Lage ausgewählt wurde und 
dass die Erschließungskosten üblich sind. 
 
GRin Sadler-Glos bezweifelt, ob die Investoren weiterhin Interesse haben. 
 
Sodann erfolgt die  
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim stimmt mehrheitlich mit vier 
Gegenstimmen den Bewertungsvorschlägen ((Vor-)Abwägung) zu den im Zuge 
der frühzeitigen Unterrichtung eingegangenen Stellungnahmen der Behörden, 
sonstiger Träger öffentlicher Belange und der Öffentlichkeit entsprechend 
Spalte 4 (Beschlussempfehlung) der Anlage 1 zu.  
 
 
 
 



 

TOP 2 Bebauungsplan „Kohlplatte II mit 1.+2. Änderung“  
- Abwägung der Anregungen und Bedenken aus öffentlicher 
Auslegung und der Träger Öffentlicher Belange  
- Feststellung- bzw. Satzungsbeschluss (§10 Abs.1 BauGB) 

 
BM Oehler verweist auf die Drucksache und informiert, dass die Baugebiete 
Kohlplatte II und III nun in ihrem Bebauungsplan gleichgestellt sind. 
 
Ohne weitere Aussprache erfolgt die 
 
 
Beschlussfassung:  
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim stimmt einstimmig den 
Bewertungsvorschlägen zu den im Zuge der frühzeitigen Unterrichtung 
eingegangenen Stellungnahmen der Behörden, sonstiger Träger öffentlicher 
Belange und der Öffentlichkeit zu und beschließt einstimmig den Feststellung- 
bzw. Satzungsbeschluss §10 Abs.1 BauGB. 
 
 
 
 



 

TOP 3 Vergabe von Div. Ökokontomaßnahmen in der Feldflur in Iptingen; 
Landschaftsbauarbeiten nach DIN 18320  
- Beratung und Beschlussfassung 

 
BM Oehler verweist eingangs auf die Drucksache und teilt mit, dass 
Ausgleichsflächen und Maßnahmen für das Ökokonto wichtig sind und dass das 
Angebot wirtschaftlich zu vertreten sei. 
 
Der im Preisspiegel erstplatzierte Bewerber stellt das wirtschaftlichste Angebot. Es 
wird daher vorgeschlagen, den Auftrag an die Firma Grün- und Landschaftspflege 
Garten-Moser GmbH u. Co. KG in 75417 Mühlacker zu erteilen. 
 
GR Bäuerle fragt, wer die Ausschreibung veranlasst habe. 
 
BM Oehler erwidert, dass die Gemeindeverwaltung sinnvolle Ausgleichsmaßnahmen 
in Auftrag gibt. 
 
GR Hudak möchte wissen, wo die Preisunterschiede der Angebote herrühren. 
 
Bauamtsleiter Lenckner erläutert, dass dies durch die Pandemie bedingt sein kann. 
 
GRin Sadler-Glos möchte in Erfahrung bringen, was passiere, wenn die Maßnahme 
keine Wirkung zeigt und fragt, ob die Folgekosten auch Punkte bringen. 
 
BM Oehler entgegnet, dass lediglich die Voraussetzungen geschaffen werden 
können und alles daran gesetzt werden kann, dass die Maßnahme erfolgreich ist. 
Bezüglich der Folgekosten äußert er, dass diese bei der Vergabe der Punkte durch 
Schätzung miteinberechnet werden. 
 
Nach einem regen Austausch erfolgt die 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt mehrheitlich bei einer 
Gegenstimme die Vergabe an den wirtschaftlichsten Bewerber Grün- und 
Landschaftspflege Garten-Moser GmbH u. Co. KG in 75417 Mühlacker. 
  
 
 



 

TOP 4 Verschiedenes 
 
BM Oehler informiert das Gremium darüber, dass die angedachte Sitzung vom 
08.07. auf den 15.07.2020 verschoben werden muss, damit der Haushalts- und 
Wirtschaftsplan verabschiedet werden kann. 
 
BM Oehler informiert zudem darüber, dass er einen Brief von Herrn OB Palmer aus 
Tübingen bezüglich des Baugebots nach § 176 BauGB erhalten habe und verweist 
auf die Tischvorlage. Palmer setze die Vorgehensweise nach § 176 BauGB 
erfolgreich ein. Derzeit werde das Vorhaben nach § 176 BauGB durch den 
Rechtsanwalt geprüft. Sobald ihm die Stellungnahme vorliegt, werde er das Gremium 
davon unterrichten.  
 
BM Oehler verweist weiter auf die zweite Tischvorlage, in der der Brief von Stefan 
Mondon, einem Bürger aus Wiernsheim, abgedruckt ist. Herr Mondon bietet in 
seinem Brief an das Gremium an, die Kosten für ein Gutachten zu übernehmen, um 
festzustellen, wie vielfältig Wohngebiete im Vergleich zu Äckern sein können. BM 
Oehler möchte das Gutachten gerne in Auftrag geben, die Kosten sollen jedoch von 
der Gemeinde übernommen werden. 
 
GRin Sadler-Glos verweist auf die Steingärten in der Gemeinde. 
 
GRin Flattich erwähnt, dass man sowohl Gärten als auch Ackerlandschaft benötige. 
 
GR Stuible möchte wissen, wie hoch die Kosten für ein Gutachten sind. 
 
Sodann erfolgt die 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt mehrheitlich mit einer 
Gegenstimme und einer Enthaltung, ein Angebot für ein Gutachten einzuholen.  



 

  
TOP 5  Anfragen der Gemeinderäte 
 
Ehrenamtliche Entschädigung 
GRin Brandauer bittet aus aktuellem Anlass um Transparenz, wie hoch die 
ehrenamtliche Entschädigung für Gemeinderatsmitglieder sei. 
 
BM Oehler äußert sein Bedauern, dass selbst eine ehrenamtliche Entschädigung 
abgesprochen werde und spricht seinen Respekt gegenüber dem Gremium aus. 
 

GR Janowsky erwähnt, dass die Kosten durch die Pauschalen nicht immer gedeckelt 
werden und verweist auf die Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche 
Tätigkeit, die öffentlich einsehbar ist. 

GR Hanisch weist darauf hin, dass Gemeinderatsmitglieder pro Sitzung 30 EUR 
erhalten. 
 
Bebauungsplanänderungen Roßland und Schanzstraße  
GR Hudak möchte wissen, wann die Änderungen der Bebauungspläne im Bereich 
Roßland und Schanzstraße behandelt werden. 
 
BM Oehler erwidert, dass bis dato noch kein passendes Architekturbüro gefunden 
wurde. 
 
GRin Flattich erwähnt das Grundstück in der Brahmsstraße 4 als Beispiel dafür, dass 
auf Grundstücken mehrere Häuser gebaut werden könnten, der Bebauungsplan 
jedoch nur ein Haus vorsehe. 
 
Sonnensegel Wasserspielplatz 
GR Gillé möchte in Erfahrung bringen, ob ein Sonnensegel am Wasserspielplatz in 
Serres angebracht werden kann. 
 
BM Oehler weist auf die witterungsbedingte Unbeständigkeit der Sonnensegel hin 
und spricht sich bei Bedarf für das Pflanzen von Bäumen aus. 
 
Treppe am Rathaus Serres 
GR Gillé fragt nach dem Stand der Treppe beim Rathaus in Serres. 
 
Bauamtsleiter Lenckner teilt mit, dass das Baugesuch fertig ist. 
 
Rundfahrt  
GR Bäuerle möchte den Gemeinderat zu einer Rundfahrt durch die Felder einladen. 
 
BM Oehler schlägt vor, dies in einem anderen Rahmen zu besprechen.  
 
Veröffentlichungen Altersjubilare im Amtsblatt 
GR Stuible möchte erneut nach der Möglichkeit fragen, die Altersjubilare jedes Jahr 
im Amtsblatt zu veröffentlichen. 
 
Meldeamtmitarbeiter Matausch nimmt sich der Frage an. 
 



 

Elektroschrottabgabe 
GR Stuible möchte wissen, ob die Abgabe von Elektroschrott auf dem Bauhof wieder 
möglich ist. 
 
Bauamtsleiter Lenckner bejaht dies mit dem Hinweis, dass für die Abgabe von 
Elektroschrott künftig nach einer anderen Lösung gesucht wird. 
 
Ortseingangstafeln 
GR Stuible moniert den Zustand der Ortseingangstafeln. 
 
GR Gillé verweist auf die undichten Stellen der Tafeln. 
 
BM Oehler entgegnet, dass der Arbeitskreis Tourismus die Verschönerung der 
Tafeln derzeit plant. 
 
Sachantrag 
GRin Sadler-Glos stellt einen Sachantrag nach der Geschäftsordnung und fordert die 
Herabsetzung des Betrages für die Veräußerung und dingliche Belastung, den 
Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder grundstücksgleichen Rechten, 
einschließlich der Ausübung von Vorkaufsrechten in Höhe von 100.000 EUR, die der 
Gemeinderat dem Bürgermeister in der Sitzung am 18.03.2020 vorübergehend 
übertragen hat. 
 
BM Oehler erläutert, dass die vorrübergehende Übertragung hinfällig ist, da wieder 
regelmäßig Gemeinderatssitzungen stattfinden und eine Abstimmung über den 
Antrag daher nicht notwendig ist. 
 
 
 


